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Existenzgründung Straßenpersonenverkehrsunternehmen

Bei der Gründung eines Straßenpersonenverkehrsunternehmens sind besondere Vorschriften zu be-
achten.

Im Vordergrund stehen: Die Sicherheit der zu befördernden Personen, die persönliche Zuverlässigkeit,
die fachliche Eignung und die finanzielle Leistungsfähigkeit des Unternehmers.

Systematik des Genehmigungsverfahrens

Genehmigungspflichtiges Gewerbe Genehmigungsfrei
Beförderungen, die den Vorschriften des Personenbeför-
derungsgesetzes (PBefG) unterliegen:
 Entgeltliche und geschäftsmäßige Beförderung von

Personen; als Entgelt sind auch wirtschaftliche Vorteile
anzusehen, die auf diese Weise mittelbar für die Wirt-
schaftlichkeit einer anderen Erwerbstätigkeit erstrebt
werden.
Beispiel: kostenlose Hotel- und Zubringerdienste

 Beförderung mit Kfz und KOM

 wenn das Gesamtentgelt der Be-
förderung die Betriebskosten der
Fahrt nicht übersteigt (dies gilt in
der Regel für Fahrgemeinschaften)

 Beförderungen in Krankenwagen
mit besonderer Einrichtung, es gilt
das Rettungsdienstgesetz

 Fahrten nach der Freistellungsver-
ordnung zum PBefG

 Veranstalter von Ausflugsfahrten
und Ferienziel-Reisen, wenn sie
den Teilnehmern deutlich machen,
dass die Beförderung nicht von ihm
selbst, sondern von einem Unter-
nehmer des gewerblichen Straßen-
personenverkehrs durchgeführt
wird, der über die erforderliche Ge-
nehmigung verfügt.

Genehmigungserteilung
Erforderlich

Gewerbeanmeldung
erforderlich

Gewerbeanmeldung
erforderlich

Untere Verkehrsbehörde
(Stadt, Landratsamt)

Gewerbeamt Gewerbeamt
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Kriterien nach der
Berufszugangsverordnung nachweisen

Fachliche Eignung Finanzielle Leistungs-
fähigkeit

Persönliche
Zuverlässigkeit

des Unternehmers oder der zur
Führung der Geschäfte bestellten
Person

 Nachweis in der Regel durch
Ablegen der entsprechenden
Fachkundeprüfung bei der zu-
ständigen IHK.

Ausnahmen:
 ggf. durch Nachweis einer

langjährigen leitenden Tätig-
keit in einem Personenver-
kehrsunternehmen

 ggf. durch eine bestandene
Abschlussprüfung in diversen
Ausbildungsberufen oder
Hochschulstudiengängen.

Beachten Sie bitte in beiden Aus-
nahmefällen die Detailangaben in
den jeweiligen Merkblättern zu
den Fachkundeprüfungen. Für
den Bereich Omnibus unter der
Dokument-Nr. 4898576, für den
Bereich Taxi- und Mietwagenver-
kehr unter der Dokument-Nr.
4898554 einzugeben jeweils un-
ter: ihk.de/heilbronn-franken un-
ter der Suche.

des Unternehmens/des Un-
ternehmers.

Nachweis in der Regel
durch

 Eigenkapitalbescheini-
gung einer Bank, eines
Wirtschaftsprüfers oder
Steuerberaters

 und Unbedenklichkeits-
bescheinigung Finanz-
amt, Bürgermeisteramt,
Berufsgenossenschaft,
Sozialversicherungsträ-
ger (z. B. AOK)

des Unternehmers und der zur
Führung der Geschäfte bestell-
ten Person.

Nachweis durch

 polizeiliches Führungs-
zeugnis

 und Auszug aus Gewerbe-
zentralregister.

(Jeweils beim Einwohnermel-
deamt zu beantragen.)

 Auskunft KBA
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Übersicht über Genehmigungsarten im Straßenpersonenverkehr

Gelegenheitsverkehr Linienverkehr
Erforderliche
Fachkunde-
prüfung:

Straßenpersonenverkehr
mit Taxi und Mietwagen

Straßenpersonenverkehr
ausgenommen
Taxi und Mietwagen

Straßenpersonenverkehr
ausgenommen
Taxi und Mietwagen

Genehmi-
gungsarten:

Mietwagenverkehr
 mit Kfz

(bis einschließlich 8 Sitze)
 Anmietung im Ganzen

(eine Gruppe)
 Mieter bestimmt

- Zweck
- Ziel
- Ablauf
(Beispiel: Flughafenzubrin-
ger)

Taxiverkehr
 mit Pkw, die der Unterneh-

mer an behördlich zugelas-
senen Stellen bereithält.

 Das Fahrzeug muss beson-
ders gekennzeichnet bzw.
ausgerüstet sein (Taxi-
schild)

 Fahrgast bestimmt Ziel
 Wichtige Kriterien des Ta-

xiverkehrs:
- Betriebspflicht
- Tarifpflicht
- Beförderungspflicht

 Erwerb einer Taxigenehmi-
gung:
- Übertragung / Verkauf
   eines bisherigen Unter
   nehmens im Ganzen (alle
   vorhandenen Fahrzeuge
   und Genehmigungen
   eines Betriebes müssen
   komplett übertragen wer
   den) oder
- Genehmigungsneuertei
   lung durch die Verkehrs
   behörde; diese prüft:

° Funktionsfähigkeit
° Taxidichte
° Auftragslage

(Genehmigungsbehörden
führen Wartelisten)

Mietomnibusverkehr
 mit Kfz (ab 9 Sitze)
 Anmietung im Ganzen

(eine Gruppe)
 Mieter bestimmt:

- Zweck
- Ziel
- Ablauf
(Beispiel: Vereinsfahr-
ten)

Ausflugsfahrten
 mit Pkw/KOM
 vom Unternehmer or-

ganisiert
 nach einem bestimm-

ten Plan
 für alle Teilnehmer

zum gleichen und ge-
meinsam verfolgten
Ausflugszweck

 Fahrt muss wieder an
den Ausgangspunkt
zurückführen

Ferienzielreisen
 mit Pkw/KOM
 vom Unternehmer or-

ganisiert
 nach einem bestimm-

ten Plan
 zu einem Gesamtent-

gelt für Beförderung
und Unterkunft (mit
oder ohne Verpfle-
gung)

 gleiches Reiseziel für
alle Fahrgäste

 Fahrgäste müssen
wieder an den Aus-
gangspunkt zurückbe-
fördert werden

Gebündelter Bedarfs-
verkehr
 Beförderung von Per-

sonen
 nur innerhalb der Be-

triebssitzgemeinde

Linienverkehr
 regelmäßige Verkehrs-

verbindung zwischen
bestimmten Aus-
gangs- und Endpunk-
ten (evtl. mit Zwi-
schen-Haltestelle)

 Formen:
- ÖPNV
- innerstaatlicher
   Linienverkehr
- grenzüberschreiten
   der Linienverkehr

 Linienverkehr unter-
liegt
- Betriebspflicht
- Tarifpflicht
- Beförderungspflicht

Sonderformen des
Linienverkehrs
 unter Ausschluss an-

derer Fahrgäste für
bestimmte Gruppen
eingerichtet
- Theaterfahrten
- Berufsverkehr
- Marktfahrten
- Schülerverkehr

 Linienbedarfsverkehr
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 nur auf vorherige Be-
stellung

 mehrere Beförde-
rungsaufträge werden
entlang ähnlicher
Wegstrecken gebün-
delt.

 Genehmigungsbe-
hörde kann zum
Schutz der öffentli-
chen Verkehrsinteres-
sen weitere Anforde-
rungen regeln.

Stand: Dezember 2025


